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Statement von Manja Starke: Die Kosten der Unterkunft müssen immer sicher sein

· Es gilt das gesprochene Wort

Bisher haben einige Vermieter gerne Mieter mit Leistungsbezug gehabt, da damit die Miete gesichert war. Denn selbst wenn es eine Kürzung der Leistungen gab, blieb die Miete bisher davon weitgehendst unberührt. Die geplanten Änderungen führen aber dazu, dass die Miete eben nicht mehr sicher ist. Sie ist bedroht durch Sanktionen und durch die Änderungen bei der Karenzzeit, mit der bisher erstmal Mieten weiter übernommen wurden, wenn Menschen in den Leistungsbezug kamen. Das betrifft vor allem Menschen, die eh schon Probleme haben, ihr Leben auf die Reihe zu bekommen. Darum müssen die Kosten der Unterkunft immer sicher sein.

Dazu ein einfacher und naheliegender Gedanke: Mit Wohnungen gibt es keine Wohnungslosigkeit mehr. Wohnraumsicherheit ist die Grundlage für alles weitere. Man kann nur an Arbeit denken, an Gesundheit, an Teilhabe, wenn ein Schlüssel in der Hand und eine Tür hinter einem ist. Deshalb darf Wohnraum kein Zufall sein und kein Glück, sondern muss eine verlässliche Basis sozialer Sicherheit bleiben. Wer Wohnungsverlust verhindert, verhindert Not. Wer Wohnraum sichert, schafft Zukunft.

Wir stehen in Deutschland vor einer großen Veränderung in der Existenzsicherung. Bis Anfang 2026 soll das Bürgergeld durch die sogenannte Neue Grundsicherung ersetzt werden. Ein neues System, neue Regeln, mehr Druck, schneller Arbeit aufzunehmen - mit strengeren Mitwirkungspflichten, mehr Sanktionen und kürzeren Schonzeiten beim Vermögen. Menschen sollen schneller Arbeit finden. Aber: weiterhin fehlt das Nötigste zum Leben.

Ich habe selbst Jahre erlebt, in denen jeder Euro gezählt hat. Das ist nicht nur eine Zahl im Gesetz, sondern die Realität am Kühlschrank und an der Bushaltestelle. Wer heute schon rechnen muss, wird die nächsten zwei Jahre noch enger rechnen. Denn für 2025 und 2026 bleiben die Regelsätze gleich. Das bedeutet: 563 Euro im Monat für Alleinstehende, 506 Euro pro Person in einer Bedarfsgemeinschaft. Zwei Jahre lang keine Erhöhung. Eine Nullrunde. Viele Kosten steigen weiter: Lebensmittel, Energie, Mobilität, Gesundheitsausgaben. Es geht nicht um Wünsche oder Extras, sondern um das Nötigste.

Das Existenzminimum muss in der Realität funktionieren, nicht nur im Gesetzestext. Menschen ohne finanzielle Rücklagen, gesundheitlich belastete Personen, Alleinerziehende und wohnungslosigkeitserfahrene Frauen sind existentiell bedroht. Die Nullrunde trifft reale Leben.
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